
  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
  

 
 

         
   

 

 

 
 

         
       

       
      
  

 

 
           

        
       

   
     

    
       

       
  

 

 
  

 

    
  

Wien, am 14.06.2023 

Die unterfertigenden Mitglieder der Bezirksvertretung Rudolfsheim-Fünfhaus stellen zur Sitzung der 
Bezirksvertretung am 22.06.2023 gemäß § 24 GO-BV folgenden 

Antrag  
Informationen  zu bestehenden  „warmen Platzerln“  

Die MA 53 (Presse- und Informationsdienst) und der Bezirksvorsteher werden ersucht, Möglichkeiten zu 
prüfen, bereits bestehende Angebote und Einrichtungen, die der Bevölkerung des 15. Bezirks insbesondere 
in den kalten Wintermonaten im Sinne von „Wärmestüberln“ zur Verfügung stehen, stärker zu bewerben bzw. 
Maßnahmen zu ergreifen, die dazu dienen der Bevölkerung diese Angebote noch vor dem kommenden 
Winter verstärkt zur Kenntnis zu bringen. 

Begründung  

Vertreterinnen des Regionalforums haben im Zusammenhang mit Antrag 19 S/1993327/22/4 der BIER-Partei 
aus der Bezirksvertretungssitzung vom 29.09.2022 betreffend „Ein warmes Platzerl“ im Rahmen der Sitzung 
der Sozial, Integrations- und Gesundheitskommission am 30. März 2023 die Bezirksrät:innen informiert, dass 
die bestehenden Einrichtungen und sozialen Angebote, die der Bevölkerung des 15. Bezirks nicht nur als 
Treffpunkt zum Austausch, sondern in Zeiten horrender Gaspreise immer mehr auch als „Wärmestüberl“ zur 
Verfügung stehen zwar aus ihrer Sicht ausreichend sind, die Bekanntheit solcher Angebote aber ausbaufähig 
ist. Vor diesem Hintergrund ist eine stärkere Bewerbung dieser Angebote noch vor dem kommenden Winter 
geboten. So könnte eine Zusammenstellung der Angebote in Zusammenarbeit mit dem Regionalforum 
erfolgen und über die Website bzw. Aussendungen des Bezirksvorstehers verteilt werden. 

Zuständigkeit  

Die Zuständigkeit des Bezirkes ergibt sich aus § 103g WStV: 

 Mitwirkung bei Aktionen zur Information der Bezirksbevölkerung. Eine Informationsoffensiveüber 
„Wärmestüberl“ und die Zugangsmöglichkeiten dazu ist im Interesse der Bezirksbevölkerung. 


